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Thomas Feltes 
Null Toleranz für Deutschland?  
 
Beitrag erscheint 2006 in einem von Jürgen Lange herausgegebenen Sammelband 
 
In den 1990er-Jahren war New York in aller Munde - allerdings nicht wegen besonders ab-
scheulicher Morde oder wegen eines neuen Broadway-Musicals. 1997 machte die New Yor-
ker Polizei mit positiven (und später auch negativen) Schlagzeilen von sich reden. Dramati-
sche Kriminalitätsrückgänge und eine (angeblich) "neue Polizeistrategie" sorgten für ein bis-
lang nicht bekanntes Rauschen und Raunen sowohl im Medienwald, als auch in polizeiinter-
nen Veranstaltungen1. Das "Erfolgsrezept" der New Yorker Polizei wollte man erkunden und 
auch auf deutsche Verhältnisse übertragen, wozu weder Kosten noch Mühen gescheut wur-
den. Relativ schnell merkte man allerdings, dass das "New Yorker Modell" auch seine Schat-
tenseiten hat, und dass es vor allem relativ wenig Neues anbieten kann2. Dennoch taucht seit 
diesem Zeitpunkt das „Zero-Tolerance-Konzept“ bzw. das Schlagwort von „Null-Toleranz“ im-
mer häufiger auf. Nicht nur, aber eben auch im Zusammenhang mit Kriminalität und öffentli-
cher Ordnung. Zu eingängig ist die Idee, durch sog. „konsequente“ Strafverfolgung oder „kon-
sequente“ Durchsetzung von verwaltungs- bzw. ordnungsrechtlichen Vorschriften Kriminalität 
zu verhindern. 
Im folgenden Beitrag soll dargestellt werden, warum die us-amerikanische „Zero-Tolerance-
Idee“ nicht auf Deutschland übertragbar ist und wie mit dem Bedürfnis bestimmter Bevölke-
rungsgruppen nach mehr „Sauberkeit und Ordnung“ umgegangen werden kann. 

Die USA als Vorbild? 
Gegenüber kriminalpolitischen Ansätzen aus den USA ist schon deshalb höchste Vorsicht 
angebracht, weil die USA hat die höchste Gefangenenrate haben, die jemals ein Land im 20. 
Jahrhundert erreicht hat. Dies kann und muss als Beleg für gescheiterte Kriminalpolitiken der 
letzten Jahre und Jahrzehnte angesehen werden. Mit fast 700 Gefangenen auf 100.000 Ein-
wohner (zum Vergleich: Deutschland hat etwa 85 Gefangene auf 100.000 strafmündige Ein-
wohner) ist in den USA eine neue "Qualität" des Einsperrens erreicht worden, die ansonsten 
nur noch in Russland zu beobachten ist. Berechnet man die Gefangenenrate auf bestimmte 
Bevölkerungsgruppen, so kommt man auf noch erschreckendere Zahlen. Experten gehen da-
von aus, dass z.B. bei farbigen Unterschichtjugendlichen etwa die Hälfte entweder im Ge-
fängnis sitzt oder unter staatlicher Kontrolle (probation oder parole) steht. Die Zahlen machen 
deutlich, dass die USA in ihrer Kriminalpolitik vor allem auf Repression, und hierbei besonders 
auf Ausgrenzung und Einsperren setzen. 
Dabei  ist die Zahl der Amerikaner, die bei der jährlich durchgeführten, Amerika-weiten Um-
frage angeben, Opfer einer Straftat geworden zu sein, beständig rückläufig. Gleichzeitig stie-
gen aber die Arrest- bzw. Verhaftungsraten (und damit die Zahl der polizeilich registrierten 
Delikte) kontinuierlich an. Auf die Ursachen für diese Diskrepanz kann an dieser Stelle nicht 
eingegangen werden3; diese gegenläufige Entwicklung zwischen dem Anstieg der polizeilich 
registrierten Kriminalität (Hellfeld) und dem Rückgang der bei Opferbefragungen gemeldeten 
Kriminalität (Dunkelfeld) hängt sicher auch mit der ungleichmäßigen Verteilung der Kriminali-
tätslast zusammen: So werden immer weniger Bürger immer häufiger Opfer einer Straftat - 
und dabei handelt es sich wiederum um die gleichen gesellschaftlichen Gruppen (vorrangig 
farbige Unterschicht und andere Minoritäten), die auch als polizeilich registrierte Täter im Vor-
dergrund stehen. Obwohl die schwarze Bevölkerung nur einen Anteil von 13% hat, werden 
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sechsmal so viele Schwarze Opfer eines Tötungsdeliktes und siebenmal so viele Schwarze 
werden als Täter registriert. Dabei werden aber Weiße zumeist von Weißen und Schwarze 
von Schwarzen getötet4. Um Mutmaßungen über kausale Zusammenhänge entgegenzutre-
ten: Es ist nicht die Hautfarbe, ein bestimmtes Gen, die ethnische Zugehörigkeit oder eine 
höhere Serotonin-Konzentration (wie amerikanische "Kollegen" vermuteten5), die diese Unter-
schiede ausmachen, sondern die allgemeine soziale Lage der farbigen Amerikaner (die zu-
letzt bei den Reaktionen auf die Hurrikan-Katastrophe in New Orleans öffentlich diskutiert 
wurde) und die daraus resultierende Form der sozialen Kontrolle6, die als Ursache für diese 
Überrepräsentierung bei Tätern wie Opfern von Gewaltdelikten auszumachen ist. Dies ist im 
Übrigen sicherlich mehr als nur ein Indiz dafür (und eine Warnung auch an uns), dass (extre-
me) soziale Randständigkeit, verbunden mit ethnischer Ausgrenzung, zu massiven (Kriminali-
täts-)Problemen führen kann. 
Als Erklärungsansatz für die höhere Kriminalitätsbelastung innerstädtischer Bereiche kommen 
daher weniger individualistische Erklärungsansätze oder die Urbanisierung an sich als maß-
geblicher Faktor in Frage; vielmehr muss das Augenmerk auf sozialpsychologische Ansätze 
gerichtet werden. Gewalt als Reaktion auf soziale Spannungen, die in Städten besonders 
deutlich sind und auch durch (falsche) Stadtplanung verschärft werden, spielt dabei ebenso 
eine Rolle wie die gesellschaftliche Desintegration und wirtschaftliche Marginalisierung be-
stimmter Personengruppen, die sich vor allem dort für die Beteiligten sicht- und spürbar voll-
zieht7. In die durch diese Prozesse aufgeworfenen sozialen, wirtschaftlichen, geographischen, 
aber auch emotionalen Lücken stößt der Drogenhandel und mit ihm die Drogenkriminalität, die 
beides wiederum (über die Beschaffungskriminalität) zu allgemeiner Verunsicherung und hö-
herer Kriminalitätsbelastung führen. Die Stadt "als situativer Kontext für Gewalt" (Eisner) ist 
nicht von denen zu verantworten, die am Ende dieser Entwicklung als Drogenabhängige und 
Beschaffungskriminelle stehen. 
Wenig bekannt ist auch die Tatsache, dass die Kriminalitätsrate im Bereich der Eigentumsde-
likte in den USA nicht größer ist als in vergleichbaren Ländern, in vielen Bereichen sogar nied-
riger8. Die USA haben (im Verhältnis zur Bevölkerungszahl) nicht mehr Taschendiebe, La-
dendiebe, Einbrecher oder Räuber als Westeuropa. London (mit 6,6 Mio. Einwohnern) hatte 
beispielsweise im Jahr 1990 66% mehr Diebstähle und 57% mehr Einbrüche zu verzeichnen 
als New York (7 Mio. Einwohner) - und dies bereits vor dem Rückgang der (Gewalt-) Krimina-
lität in New York. Auch bei der (einfachen) Körperverletzung liegen die USA und amerikani-
sche Großstädte durchaus im Durchschnitt, vergleicht man sie mit anderen Staaten und Städ-
ten. Massive Abweichungen ergeben sich allerdings bei den Tötungsdelikten und bei Raub-
überfällen. Seit 1980 sind über 400.000 Amerikaner in diesem Zusammenhang ums Leben 
gekommen - mehr als die USA im 1. und 2. Weltkrieg zusammen an Toten zu verzeichnen 
hatten und achtmal soviel, wie im Vietnam-Krieg starben9. Obwohl z.B. 1992 die Gesamtzahl 
der Einbrüche und Raubüberfälle in London höher war als in New York (bei niedrigerer Ein-
wohnerzahl von London), wurden in New York mehr als 50mal so viele Menschen bei diesen 
Straftaten getötet als in London. Die Ursache für diesen hohen Anteil an Tötungsdelikten all-
gemein, aber auch an tödlichen Ausgängen von Eigentumsdelikten in den USA liegt in der 
Verbreitung von Schusswaffen (s. Abb.1).  



Abb. 1: Tötungsdelikte und dabei verwendete Waffen, USA 1976 - 2002  

 
Quelle: http://www.ojp.usdoj.gov/bjs/homicide/weapons.htm

Man geht davon aus, dass in den USA insgesamt 50-70 Millionen Handfeuerwaffen verfügbar 
sind. Sieben von zehn Tötungsdelikten werden in den USA mit Schusswaffen verübt, und in 
jedem fünften Fall von Gewaltkriminalität wird eine Schusswaffe eingesetzt. Auch bei den Tö-
tungsdelikten, die im Zusammenhang mit illegalem Drogenhandel stehen, spielt eher die Ver-
fügbarkeit von Waffen eine entscheidende Rolle, als z.B. der Anstieg (oder der Rückgang) der 
Drogendelikte selbst. Wie Zimring und Hawkins in ihrer Studie10 eindrucksvoll zeigten, ist der 
Anstieg der Zahl der Drogenabhängigen und der registrierten Drogendelikte in Ländern oder 
Städten außerhalb der USA nicht mit einer gleichzeitigen Zunahme der Tötungsdelikte ver-
bunden - ganz im Gegensatz zu den USA. Damit  dürfte für den überdurchschnittlichen Um-
fang wie für den Anstieg der Gewalt- und insbesondere der Tötungsdelikte in den USA die 
Verfügbarkeit von Waffen der entscheidende Faktor gewesen sein. Dies bedeutet im Umkehr-
schluss, dass sich stärkere Restriktionen im Waffenrecht und vor allem eine stärkere polizeili-
che Kontrolle auch auf die Entwicklung der Tötungs- und Gewaltkriminalität auswirken. Genau 
dies ist in New York und anderenorts passiert. Durch Anti-Waffen-Gesetze und verschärfte 
Kontrollen (auch im Zusammenhang mit der New Yorker ̀ Zero Tolerance´-Strategie) hat die 
Verfügbarkeit von Schusswaffen abgenommen und damit die Möglichkeit, dass Konflikte z.B. 
zwischen jugendlichen Gangmitgliedern tödlich enden. 
Gleichzeitig zeigt die Entwicklung der Drogendelikte (Abb.2), dass zunehmend die Nutzer 
(und nicht die Händler) von der Polizei verhaftet wurden. 
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Abb. 2: Anzahl der Verhaftungen nach Art der Drogenstraftat (Besitz, Herstellung/Verkauf), 
USA  1982-2003 

 
 
Hinzu kommt, dass die Verhaftungszahlen vor allem deshalb steigen, weil die Nutzer von 
„weiche“ Drogen verhaftet werden (Abb.3), obwohl die Gesamtzahl der Drogennutzer seit Jah-
ren rückläufig ist. 
 
Abb.3: Anzahl der Verhaftungen nach Art der Drogen, USA 1982-2003 

 
Quelle für beide Abb.: http://www.ojp.usdoj.gov/bjs/dcf/enforce.htm  

 
Zudem ist die Kriminalität vor allem von Jugendlichen in den USA ist seit 1992. In einer Ende 
1997 veröffentlichten Studie wurde von einem Rückgang der von Jugendlichen begangenen 
Gewaltdelikte um 25% allein zwischen 1994 und 1995 gesprochen. Dabei sind die jugendli-
chen Straftäter nicht jünger als vor 10 oder 15 Jahren11, obwohl viele diese vermuten. 
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Zurück zur New Yorker Erfolgsstory, zum "Wunder von New York" und zum "Guru der moder-
nen Polizeiarbeit" (Zitate vom "Spiegel"), William Bratton: Richtig ist, dass die Kriminalität in 
New York zurückgegangen ist, und zwar nicht nur in den offiziellen Statistiken, sondern sicht-
bar für viele Bewohner und Besucher New Yorks. So wurde zwischen 1993 und 2004 ein 
Rückgang von insgesamt 67% gemeldet (s. Abb. 4), der in bestimmten Bereichen (z.B. der 
Bronx) noch massiver ausfiel. 
 
Abb. 4: Entwicklung der polizeilich registrierten Straftaten in New York, 1993, 2001 und 2004 

 
Quelle: http://www.nyc.gov/html/nypd/pdf/chfdept/cscity.pdf  
Die Frage ist: Wer oder was ist für diesen deutlichen  Rückgang verantwortlich? Amerikani-
sche Kriminologen verweisen auf massive Veränderungen im Drogenmarkt, auf demographi-
sche Veränderungen und auf die Tatsache, dass die Rückgänge in der registrierten Kriminali-
tät nicht nur in New York, sondern auch anderenorts aufgetreten sind12. Und tatsächlich liegt 
New York in der Liste der Städte mit dem stärksten Rückgang der Tötungsdelikte für das Jahr 
1996 mit – 16% nur an 12. Stelle, deutlich hinter Los Angeles (-17%), Dallas (-23%) und Bos-
ton (-39%). Gerade Boston, die Stadt mit dem am Abstand deutlichsten Rückgang, praktizier-
te aber eine von Grund auf andere Polizeiphilosophie als New York. Während New York auf 
`Zero Tolerance´ und hartes Durchgreifen seiner Polizeibeamten gegenüber den Bürgern, vor 
allem aber der Polizeiführung gegenüber den einzelnen Polizeibeamten setzt (wobei das eine 
durchaus das andere bewirken kann), geht Boston ähnlich wie andere Städte (z.B. Chicago, 
Los Angeles oder San Diego) einen anderen Weg: Kooperation mit den Bürgern, "Community 
Policing" im tatsächlichen Sinn. 
In New York hingegen stiegen zwischen 1994 und 1996 die Beschwerden gegenüber der Po-
lizei um 40% und die illegalen Durchsuchungen um 135% an, und die Stadt New York musste 
allein 1997 über 27 Mio. US$ als Schadensersatz für unrechtmäßige Polizeimaßnahmen zah-
len. In einer 1997 durchgeführten Umfrage der New York Times13 waren nur 48% der Befrag-
ten der Auffassung, die New Yorker Polizei mache ihren Job ordentlich; ein Jahr zuvor waren 
es noch 61%. In der gleichen Umfrage gaben 54% an dass sie glauben, dass die Polizei in 
New York lügt und selbst Gesetze bricht, um Verurteilungen zu erreichen. Drei New Yorker 
Polizeibeamte waren (erstmals in den USA14) wegen unzulässiger Durchsuchungen verhaftet 
und verurteilt worden15. Diese Situation hat sich auch nach 2000 nicht verändert. So stieg die 
Zahl der Anschuldigungen, die vom New York City Civilian Complaint Review Board (CCRB) 
registriert wurden,  gegen Polizeibeamte zwischen 2000 und 2004 um 43 % an, die Zahl der 
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offiziellen Beschwerden um 34 %16. Inzwischen beschäftigt CCRB über 130 eigene Ermittler. 
Dennoch wurde nur ein Teil dieser Beschwerden entsprechend verfolgt (s. Abb. 5) 
 
Abb. 5: Erledigung von Verfahren gegen New Yorker Polizeibeamte durch die Polizeibehörde 
(NYPD), nachdem durch CCRB ein Verfahren eingeleitet wurde, 2000 - 2003 

 
Quelle: http://www.ci.nyc.ny.us/html/ccrb/pdf/ccrbann2004.pdf  
Allerdings stieg der Anteil der Beamten, gegen die eine Disziplinarmaßnahme verhängt wur-
den, seit 1995 von 30,7% auf zuletzt (2004) über 90% an (s. Abb. 6). Möglicherweise hat der 
öffentliche Druck dafür gesorgt, dass mehr Disziplinarmaßnahmen verhängt wurden. Ver-
gleicht man diese Zahlen im übrigen mit Werten aus Deutschland, wo weit über 90% aller Ver-
fahren gegen Polizeibeamte sowohl straf-, als auch disziplinarrechtlich nicht weiter verfolgt 
werden17, dass wird deutlich, dass man von New York durchaus auch anderes lernen kann als 
Drogenabhängige und Randgruppen zu kriminalisieren und aus den Innenstädten zu vertrei-
ben.
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Abb. 6: Prozentanteil der Polizeibeamten, gegen die eine Disziplinarmaßnahme ergriffen wur-
de an allen Beamten, gegen die entsprechend ermittelt wurde, New York, 1994 - 2004. 

 
Quelle: http://www.ci.nyc.ny.us/html/ccrb/html/depdispln.html  

 
Eine weitere Besonderheit des "New Yorker Modells" besteht darin, dass andere Städte (z.B. 
Boston oder Chicago) vergleichbare Aktivitäten nicht nur mit vergleichbarem Erfolg betrieben 
haben, sonders diese auch wissenschaftlich begleitet und belegt haben. New York hatte sich 
entschieden, dies nicht zu tun18.  
In Chicago hingegen wurde ein eigenes "Chicago Community Policing Evaluation Consortium" 
gegründet, das regelmässige Jahresberichte vorlegt19, um die Chicago Alternativ Policing 
Strategy (CAPS), die bereits im April 1993 ins Leben gerufen wurde, zu begleiten. Community 
Policing, Chicago Style - so der Titel eines Buches von Wesley Skogan und Susan Hartnett20 - 
unterscheidet sich aber nicht nur in der Tatsache der wissenschaftlichen Begleitung von dem 
"New Yorker Modell", sondern vor allem in der konkreten Ausgestaltung21. Während New York 
- überspitzt formuliert - einen Konfrontationskurs den Bürgern gegenüber gewählt hat22, setzt 
Chicago (ähnlich wie Boston, San Diego und andere Städte) auf Kooperation und Koordinati-
on. Dabei ist nicht klar, ob New York sich selbst zum Community Policing-Ansatz bekannt hat 
oder nicht23. In einer von Wesley Skogan Ende 1997 zusammengestellten Übersicht von mehr 
als 180 Städten in den USA, die (nach eigenen Angaben) Community Policing praktizieren, 
fand sich lediglich das 75th Precinct - nicht hingegen das New Yorker Police Department - 
NYPD. 
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Interessant ist auch, dass andere, gemeinwesenbezogene kriminalpolitische Maßnahmen in 
New York selbst, die einen wesentlich innovativeren Charakter haben als das Modell der New 
Yorker Polizei, bei uns kaum wahrgenommen werden. So existiert seit 1993 das Modell eines 
Community Court, bei dem Polizei, Staatsanwaltschaft, Gericht, Sozialarbeiter, Familienfür-
sorge sowie das Arbeitsamt in einem einzigen Gebäude nachbarschaftsorientiert zusammen-
gefasst sind und ihre Dienstleistungen untereinander bedarfsorientiert abstimmen. Mit dem 
Stuttgarter „Haus des Jugendrechts“24 wurde zwar versucht, diese Ansätze auch auf Deutsch-
land zu übertragen, allerdings leider ohne die hinter dem New Yorker Modell stehende Grund-
idee der Vernetzung sozialer und juristischer Dienste auf Nachbarschaftsebene umzusetzen. 
Community Prosecution, Community Courts und Community Corrections bauen auf den guten 
Erfahrungen mit bürgernaher Polizeiarbeit auf und setzen sie (in anderer Form) fort25. Diese 

http://www.ci.nyc.ny.us/html/ccrb/html/depdispln.html
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wichtige Einsicht, dass es nicht damit getan ist, die Polizei bürgernah arbeiten zu lassen, son-
dern dass auch alle anderen Einrichtungen auf Nachbarschaftsebene aktiv sein müssen, ist 
aber offensichtlich bei dem langen Weg über den Atlantik auf der Strecke geblieben. 
Ein anderer Erklärungsansatz für den Rückgang der Gewaltkriminalität ergibt sich aus folgen-
de Überlegungen: Die Situation in den Ghettos der amerikanischen Großstädte, allen voran 
New York, hat sich in den 80er Jahren derart dramatisch verschlechtert, dass die Betroffenen 
zur Selbsthilfe gegriffen haben. Unterstützt durch (fast ausschließlich ehrenamtlich arbeiten-
de) soziale, kirchliche und ethnische Organisationen haben sich Nachbarschaftsgruppen ge-
bildet, die nicht mehr bereit waren, das strukturelle und menschliche Elend in ihrem Bereich 
zu akzeptieren. Die Menschen wollten, dass ihre Kinder mit weniger Gewalt und Drogen, we-
niger Waffen und Brutalität aufwachsen als sie selbst. Dabei übten sie Druck auf die politische 
Administration aus, wenn es um die Wiederherstellung zerfallener Häuser oder ganzer Viertel 
geht, sie bedienten sich aber auch der Polizei, wenn es darum ging, ein Viertel von Drogen-
händlern zu säubern. Diese "Grasswurzel-Aktivitäten" wurden in den offiziellen Berichten wei-
testgehend unterschlagen, und die Betroffenen haben meist selbst kein Interesse daran, die 
(Medien-) Öffentlichkeit zu suchen - ganz im Gegenteil zu den Polizeichefs, die ebenso wie 
die Bürgermeister ständig bestrebt sein müssen, ihre Wiederwahl zu sichern. Die wenigen 
Beschreibungen und Analysen solcher Aktivitäten26 machen aber deutlich, wie intensiv das 
Engagement ist, das bis hinein in die Bildung von "Gangs" geht, die Gewalt und Straftaten 
ausdrücklich ablehnen und entsprechenden Druck auf ihre Mitglieder ausüben (wie z.B. die 
Latin Kings in New York27). Gruppendynamischen Eigengesetzlichkeiten scheinen demnach 
sowohl bei der Entstehung, als auch bei der Verhinderung von Gewalt eine entscheidende, 
vielleicht sogar die maßgebliche Bedeutung zu besitzen28. 
Was in New York tatsächlich geschah, werden nur diejenigen wissen, die unmittelbar beteiligt 
waren oder sind, und auch deren Berichten wird man nur bedingt trauen können29. Sicher ist, 
dass manche der von der New Yorker Polizei angewendeten Strategien durchaus auch auf 
deutsche Verhältnisse übertragen werden können. Zu diesen Strategien zählen z.B. die Stär-
kung der operativen Verantwortung und Delegation der Verantwortung an die Basis (die Poli-
zeibeamten vor Ort sind für die Lösung der Probleme verantwortlich). Diese Idee ist weder 
neu noch besonders originell. Sie ist außerhalb der Polizei als allgemeines Managementprin-
zip bereits in den 70er Jahren entwickelt worden und anderenorts auch für die bzw. von der 
Polizeiführung umgesetzt worden30.  
Die unmittelbare und zeitnahe Rückkopplung der Zahlen zur Kriminalitätsentwicklung an die 
Basis durch spezielle EDV-Programme ist  ebenfalls eine solche prinzipiell positiv zu bewer-
tende Strategie, weil sie ein schnelles Reagieren auf Probleme ermöglicht. Hier werden im  
San Diego Police Department seit 1998 werden die begangenen Straftaten ebenso wie die 
Notrufe- und Funkstreifenwageneinsätze zeitgleich in ein grafisch aufbereitetes Computerpro-
gramm eingestellt, das es in einem ersten Schritt jedem Polizeibeamten erlaubt, noch am 
gleichen Tag die aktuelle Entwicklung in einem Bezirk oder einer Nachbarschaft abzufragen. 
2005 ging San Diego noch einen schritt weiter: Als Einwohner kann man sich in einem Projekt 
namens „Neighborhood e-Watch“ via eMail über aktuelle Straftaten in seiner Region informie-
ren lassen (http://apps.sandiego.gov/ewatch/index.jsp ) 
Kritisch bis negativ sind solche Ansätze dort zu bewerten, wo personenbezogene Daten teil-
weise oder vollständig allgemein zugänglich gemacht werden. So ermöglicht das Projekt „Citi-
zen Icam“ in Chicago (im Internet zugänglich unter der Adresse http://12.17.79.6/ ) die Suche 
nach Adresse, Straßenkreuzung, Schule und Polizeibezirk31; angezeigt werden dann in grafi-
scher Darstellung die Straftaten, die sich dort bzw. in der Umgebung ereignet haben; ange-
zeigt werden kann ein Zeitraum von 14 Tagen innerhalb der letzten 90 Tage (s. Abb.). Noch 

http://apps.sandiego.gov/ewatch/index.jsp
http://12.17.79.6/


genauer geht es mit der California Sex Offender Locator Map, der National Sex Offender Pub-
lic Registry (http://www.nsopr.gov/) oder vergleichbaren Datenbanken, in die man Namen, 
Adresse, eine Stadt oder eine Region eingeben kann und dann die dort registrierten Sexual-
straftäter angezeigt bekommt.  
Abb. 7: Suchfenster der National Sex Offender Public Registry 

 
Dort bekommt man dann ein Bild, die aktuelle Anschrift des verurteilten Täters sowie weitere 
Informationen zu dieser Person geliefert (s. Abb. 8). 
Abb. 8: Darstellung eines verurteilten Sexualstraftäters in der allgemein zugänglichen Daten-
bank des amerikanischen Justizministeriums 

 
Im September 2005 wurden zwei Personen, die auf solchen Listen geführt wurden, von einem 
Täter durch Kopfschüsse ermordet. Die Anschrift hatte er sich zuvor aus dem öffentlich zu-
gänglichen Register des Whatcom Sheriff´s Department besorgt, den Zugang zu der Woh-
nung als angeblicher FBI-Agent erschlichen. Der Täter wurde unmittelbar nach der Tat ge-
fasst, gegen 1 Mio. US-Dollar Kaution aber wieder auf freien Fuß gesetzt. Die Namen der Op-
fer wurden unmittelbar danach aus der Liste (s. Abb. 9) gelöscht. 
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Abb. 9: In der interantiven Liste des Whatcom Sheriff´s Department aufgeführte entlassene 
und in der Region wohnhafte Sexualstraftäter 

 
 
Die Einsicht, dass Bürokratien einen beachtlichen Widerstand gegenüber jeglichen Verände-
rungen aufbringen, hat in den letzten Jahren vor allem zu konsequenterem Personalmanage-
ment geführt. Dies ist vielleicht das tatsächliche "Geheimnis" des "New Yorker Modells": Im 
Januar 1994, als Bill Bratton zum neuen Police Commissioner in New York ernannt wurde, 
gingen praktisch alle führenden Polizeibeamten der Chefetage in Pension (darunter die Leiter 
der Schutz- und Kriminalpolizei, der erste Vertreter des Commissioners, der Leiter der Abtei-
lung Organisierte Kriminalität); zusätzlich wurden zwei Drittel der 76 District Commander ent-
lassen oder versetzt. Diese Polizeibeamten wurden ersetzt durch Personen, die dafür bekannt 
waren, dass sie bereit sind, Risiken einzugehen ("aggressive risk-takers") und die sich selbst 
zu einer Philosophie der ständigen Veränderung und des permanenten Wechsels bekann-
ten32. Finanzielle Mittel und personelle Ressourcen wurden ebenso wie die entsprechenden 
Entscheidungen nicht mehr von "Oben" und nach funktionaler Spezialisierung vergeben oder 
getroffen, sondern nach dem Prinzip räumlicher Verantwortung und orientiert an den tatsäch-
lichen, aktuellen Problemen und Bedürfnissen. Geld sollte tatsächlich nur der bekommen, der 
nachweisen kann, dass er es tatsächlich braucht und der hinterher auch nachweist, dass mit 
dem Geld der Erfolg, der damit erreicht werden soll, tatsächlich erzielt wurde. 
Dabei wurde das Spezialistentum weitestgehend aufgegeben zugunsten einer spartenüber-
greifenden, an konkreten Probleme und räumlichen Situationen orientierten Arbeit. Im Vorder-
grund steht die Idee einer ständig lernenden, interagierenden und miteinander kommunizie-
renden Institution. Ein Spartendenken tritt zurück hinter der Notwendigkeit, Kriminalität mög-
lichst effektiv zu bekämpfen. Klar umschriebene, von allen getragene und in geeigneter Form 
veröffentlichte Strategien und Zielvorgaben erleichtern es dem einzelnen Polizeibeamten, die 
Zielrichtung seiner Arbeit zu erkennen. Damit steigt die Identifikation mit Beruf und Arbeit, die 
Motivation und die Bereitschaft, Veränderungen nicht nur zu ertragen, sondern sie mit zu tra-
gen33. Entsprechende Ansätze fanden und finden sich auch in Deutschland, wenn auch in 
deutlich abgemilderter Form.  
Insgesamt wird man von einer guten und einer schlechten Nachricht sprechen können, die 
das "New Yorker Modell" übermittelt. Die "gute Nachricht" ist, dass Polizeiarbeit wohl tatsäch-
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lich einen Einfluss auf die Kriminalität haben kann, wobei kausale Zusammenhänge nur 
schwer nachzuweisen sind und eine einzige Ursache nur selten entscheidend sein dürfte34. 
Die schlechte Nachricht ist die, dass die meisten der in New York angewendeten Strategien 
bei uns und anderenorts längst bekannt und akzeptiert sind und auch angewendet werden, so 
dass das Veränderungspotential außerhalb New Yorks wesentlich geringer sein dürfte (vor 
allem, wenn man die sonstigen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen berücksichtigt). 
 

Broken Windows 
Das Problem von "Broken Windows“ ist, dass es eigentlich keine Theorie ist, wie vielfach ge-
meint wird, sondern eine Idee, die nicht theoretisch unterbaut oder gar abgestützt ist. Diese  
Idee liefert insbesondere keine Analyse zur Frage, warum `die Fenster zerbrechen´, warum 
die Ordnung zerstört wird. Ohne eine solche Analyse aber ist auf Dauer eine tatsächliche 
Problemlösung nicht möglich. Niemand würde auf die Idee kommen, die Suche nach den Ur-
sachen von AIDS aufzugeben, wenn es ein Mittel gäbe, das (möglicherweise auch nur vorläu-
fig und vordergründig) lediglich die Symptome der Krankheit kupiert und niemand würde sich 
damit zufrieden geben, die Folgen der Luftverschmutzung zu beseitigen, sondern man wird 
versuchen, die Ursachen herauszufinden und abzustellen. Kriminalität lässt sich sehr gut mit 
(einer gesamtgesellschaftlichen) Krankheit vergleichen. Entsprechend müssten auch Präven-
tionsstrategien aufgebaut und angelegt sein. Neue Gebisse zu fertigen ohne danach zu fra-
gen, was letztendlich für Karies und Parodontose verantwortlich ist um dort anzusetzen und 
kostengünstiger und effektiver zu arbeiten, war möglich, als Geld im Gesundheitswesen im 
Überfluss vorhanden war. Inzwischen hat sich nicht nur hier der Wind gewendet35. Diese 
Grundeinschätzung gilt auch für Deutschland: Erst muss die Diagnose erfolgen, dann die The-
rapie. 
Die Idee, Kriminalprävention als Gesundheitsprävention zu begreifen, wurde in den USA ent-
wickelt und sie wird nicht nur im Drogenbereich auch umgesetzt. Gesundheitsprävention be-
deutet aber, primär bei den noch ̀ Gesunden´ anzusetzen und die Präventionsaktivitäten vor 
allem über das Gemeinwesen zu steuern - eine Idee, die (ebenfalls aus den USA kommend) 
inzwischen auch bei uns Fuß gefasst hat. Im Übrigen - und dies zeigt die Vordergründigkeit 
der deutschen Diskussion - begann die "Broken Windows-Strategie" damit, dass Polizeibeam-
te einem Hauseigentümer klarmachten, dass dieser seine kaputten Fensterscheiben gefälligst 
reparieren solle.  "Broken Windows" bedeutet vorrangig, dass Städte und Gemeinde bestrebt 
sein müssen, die allgemeine Ordnung zu bewahren, also für regelmäßigen Abtransport von 
Abfall und Müll, für die Sauberkeit der Straßen und für eine allgemein lebenswerte Umwelt zu 
sorgen. "Broken Windows" bedeutet nicht (oder zumindest nicht unbedingt), dass diejenigen, 
die gegen diese Ordnung verstoßen, sanktioniert oder besonders hart bestraft werden müs-
sen. Ordnungsstörungen müssen beseitigt werden - und zwar möglichst schnell und zudem 
so, dass sie sich nicht wiederholen lassen. Dass dies (nur) mit Einsperren der "Täter" geht, 
haben Wilson und Kelling als Initiatoren des Broken-Windows- und des Zero-Tolerance-
Ansatzes weder gesagt noch gemeint, noch sprechen logische Überlegungen dafür. Die wich-
tigste Aussage von "Broken Windows" müsste eigentlich sein, den rapiden sozialen und ge-
sellschaftlichen Zerfall der innerstädtischen Bereiche zu stoppen, der Fragmentierung und 
Segmentierung36 entgegenzuwirken und sich verstärkt mit der Frage zu befassen, welche ge-
sellschaftlichen und ökonomischen Veränderungen sich in den gewaltbelasteten Innenstädten 
abspielen oder dort widerspiegeln. Überlegungsansätze dazu gibt es (aus den USA37, aber 
auch bei uns) genügend. 
Natürlich kann man behaupten, dass die `eigentlichen´ Ursachen der Kriminalität (wie auch 
immer man sie definieren mag) weder bekannt sind noch angegangen werden können (übri-
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gens eines der Hauptargumente von James Q. Wilson). Vielleicht kann man sie aber auch nur 
deshalb nicht angehen, weil dazu mehr notwendig wäre, als einige neue (härtere) Gesetze zu 
erlassen oder neue Benutzungsordnungen für städtische Fußgängerzonen (die praktisch 
nichts kosten, sieht man von den Druckkosten der Veröffentlichung und den "Vollzugskosten" 
einmal ab). Und natürlich kann man denjenigen, die tatsächlich unter Kriminalität und Gewalt 
zu leiden haben, nicht zumuten zu warten, bis eine schlüssige Theorie oder Analyse entwi-
ckelt worden ist. Nur: Wer leidet tatsächlich unter Kriminalität und Gewalt in unserer Gesell-
schaft? Oftmals sind es doch gerade diejenigen, von denen diese Form von "Kriminalität" und 
"Gewalt", über die in diesem Zusammenhang geredet wird, auch ausgeht. Die Viktimologie 
hat längst erkannt, dass die Täter- und Opferrolle häufig vertauschbar ist und ist es vom Zufall 
abhängig ist, wer wann in welcher Rolle auffällt. Die mehr oder weniger unterschwellige An-
nahme, dass die Bekämpfung der "kleinen" Kriminalität oder der Ordnungsstörungen tatsäch-
lich und effektiv die "große" Kriminalität beeinflusst, ist bislang nicht bewiesen. Diese An-
nahme ist aber eingängig und politisch gut zu verkaufen - vor allem in Zeiten, wo es für die 
tatsächlichen Probleme der Bürger keine so einfachen Lösungen gibt.  
Und was die tatsächlichen Probleme in Deutschland sind, zeigen entsprechende Bevölke-
rungsumfragen: Bei der (offenen) Frage nach dem "wichtigsten Problem" in der Gesellschaft 
rangiert die Kriminalität lediglich auf Platz 12, weit hinter Arbeitslosigkeit, Anstieg der Lebens-
haltungskosten und der Angst vor Krankheit, und sogar noch hinter dem Thema "Umweltzer-
störung"38 (insofern müsste eine alte Frau eher Angst davor haben, in ihrer Wohnung zu stür-
zen und im Badezimmer über Tage hinweg nicht gefunden zu werden, als davor, ausgeraubt 
zu werden). Bei den einzelnen Straftaten, vor denen sich die Bürger fürchten, liegen (in 
Deutschland) zudem nicht Raub und Diebstahl an der obersten Stelle der Furchtskala, son-
dern die Umweltkriminalität und (seit 2001) der Terrorismus. Ganz diesem Ergebnis entspre-
chend benennen (bei der von der Forschungsgruppe Kommunale Kriminalprävention in Ba-
den-Württemberg durchgeführten Befragung) nur 3,9% "zu wenig Polizei" als Ursache für 
(den angenommenen bzw. unterstellten) Anstieg der Kriminalität, 27,7% aber meinen, dass 
"mehr Polizei" die geeignete Lösung für dieses Problem sei39. Woher dieses Paradoxon 
stammt bzw. wer hat den Bürgern diese "Lösung" (bei sozialwissenschaftlich durchaus richti-
ger Problemanalyse) vermittelt oder nahe gelegt hat, lässt sich leicht beantworten: Für Politi-
ker ist es wesentlich leichter, „mehr vom selben“ zu fordern (also mehr Polizei, mehr Gesetze, 
härtere Strafen), als eine grundlegende Diagnose zuzulassen und die Therapien daran auszu-
richten. 
Damit wird ein Dilemma (oder sogar ein Paradoxon) deutlich: Von Bürgern werden als Ursa-
chen für die (vermutete) Zunahme von Kriminalität vor allem ökonomische und strukturelle 
Ursachen genannt, während zur Beseitigung dieser Kriminalitätsprobleme am häufigsten der 
Ausbau der polizeilichen Präsenz (oder ordnungspolitische Maßnahmen) verlangt werden. 
Wenn man so will, haben die Bürger die gebetsmühlenartig vorgetragenen Forderungen inter-
nalisiert, wonach mehr Polizei und härtere Strafen (alle) Kriminalitätsprobleme lösen können, 
obwohl ihre eigene Analyse der Situation in ganz andere Richtungen weist und damit krimino-
logisch betrachtet auch richtig liegt. Wir rufen nach Polizei und Justiz, obwohl wir genau wis-
sen, dass dadurch die Probleme nicht beseitigt werden.  
Mike Davis hat in „Ökologie der Angst“ und „City of Quartz“ (1999) beschrieben, wie die schi-
cken, pseudoöffentlichen Räume von heute (Luxus-Einkaufspassagen, Bürozentren usw.) voll 
unsichtbarer Zeichen sind, die den „anderen“ aus der Unterschicht zum Gehen auffordern. 
Dort, wo diese unsichtbaren Zeichen nicht gelesen werden, helfen wir mehr oder weniger 
massiv nach. Penner und Bettler wurden schon immer von der Polizei aus den Innenstädten 
entfernt (gerne soweit, dass sie zu Fuß nicht zurückkommen konnten – z.B. in Weinberge au-
ßerhalb der Stadt). Inzwischen sind wir etwas subtiler geworden, ohne dabei wirklich sensible 
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zu sein: So wurde in einer Stadt für Penner und Stadtstreicher einen Unterstand errichtet, der 
sich in der Mitte zweier Ausfallstrassen befand. Der Unterstand war an beiden Seiten mit Re-
klametafeln verdeckt, so dass der anständige Bürger nicht einmal durch deren Anblick beläs-
tigt wird. Nach Aussagen der zuständigen Stadtverwaltung wurde dieser Unterstand ganz vor-
züglich angenommen, und die Penner warfen ihre leeren Bierdosen sogar in die bereitgestell-
ten Abfalleimer und benutzen die aufgestellten Toilettenhäuschen. 
Auch das Wunderland von Vergnügungsparks beruht darauf, dass dort eine ganz besondere 
Form der sozialen Kontrolle funktioniert. Jeder passt sich an, weil er viel Geld bezahlt hat und 
von dieser Form der Ordnung profitiert. Gleichzeitig wird das Dienstleistungsproletariat in im-
mer repressiveren Gettos sozial eingeknastet. Die hellen, freundlichen und warmen Räume 
der Supereinkaufszentren konzentrieren sich nach innen, die Straßenfronten sind meist nackt, 
öffentliche Aktivitäten werden streng funktional aufgeteilt, die Besucher werden unter den wa-
chen Augen der Privatpolizisten durch die Gänge im inneren geleitet und unerwünschte „Gäs-
te“ massiv vertrieben.  
Werden aber Ansammlungen von Jugendlichen verboten oder zumindest erschwert und 
gleichzeitig öffentliche Büchereien und Spielplätze geschlossen, dann werden die Straßen 
immer trostloser und gefährlicher. Von Pennern und Berbern oder herumstehenden Jugendli-
chen geht keine objektive Gefahr aus, dennoch werden sie entfernt, weil sie „lästig“ sind. Ob-
jektiv sollen sie schlecht fürs Geschäft sein, subjektiv wollen wir einfach nicht daran erinnert 
werden, dass es auch Schattenseiten in unserer sauberen Gesellschaft gibt. Es werden archi-
tektonische und semiotische Hürden errichtet, um „unerwünschte Personen“ herauszufiltern. 
Die übrige Masse wird eingezäunt und ihr Zoo wird so angenehm gestaltet, dass sie gar nicht 
merken, wie sie dort gesteuert werden.  
 

Ergebnis 
Die eigentlich spannende Frage ist,  warum gerade Mitte der 90er Jahre bei uns  ein kriminal-
politisches Modell aus Amerika für Furore gesorgt hatte, nachdem über Jahre und Jahrzehnte 
hinweg andere Modelle von dort ignoriert wurden. Warum reagierten viele Politiker und in de-
ren Folge auch Bürger geradezu euphorisch auf "Zero Tolerance" und hartes Durchgreifen? 
Vielleicht deshalb, weil Politiker wie Bürger Angst vor den tatsächlichen Antworten auf die 
Probleme unserer Zeit haben, weil sie - zutiefst verunsichert - offen für leichte und vorder-
gründige Lösungen sind. Das New Yorker "Experiment" wurde in den USA selbst wesentlich 
weniger euphorisch, sogar eher kritisch und ablehnend gesehen. Bei dem Namen Bratton 
verzogen viele Polizeichefs anderer Großstädte der USA  das Gesicht, und hinter vorgehalte-
ner Hand wurde davon gesprochen, dass die New Yorker Polizei lügt, die Bücher gefälscht 
und Zahlen getürkt hat und dass alles ein gigantischer Reklamegag der New Yorker Polizei für 
sich oder besser gesagt den Bürgermeister Giuliani sei, der damit auch Ende 1997 seine 
Wiederwahl erreichen konnte. 
Von New York lernen können wir, dass es sich lohnt, intensiver polizeiliche Strategien und 
ihre Auswirkungen auf Städte und Gemeinden zu diskutieren. Auch brauchen wir uns mit der 
in Deutschland gegenwärtig geführten Diskussion um die Reformierung der Polizei nicht zu 
verstecken und die Einsicht, dass eine konfliktreduzierende und auf Handlungsorientierung 
aufbauende Aus- und Fortbildung der Polizei der richtige Weg ist, scheint ebenso zu wachsen. 
Was hierzulande allerdings noch fehlt ist die wissenschaftliche Begleitung und Vernetzung 
zwischen Theorie und Praxis, wie sie in den USA üblich ist (dort kann in der Regel bei der Po-
lizei nur Karriere machen, wer über eine externe Aus- oder Fortbildung an einer Universität 
verfügt; Führungsstellen werden entsprechend ausgeschrieben und besetzt). Nur so kann 
eine rational nachvollziehbare Erfolgskontrolle polizeilich-exekutiver Maßnahmen oder struktu-
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reller Veränderungen innerhalb der Polizei (z.B. durch Auditing-Techniken40) erfolgen. Dies 
dürfte die tatsächlich interessante Herausforderung vor dem Hintergrund des "New Yorker 
Modells" für uns sein. Die für die Polizei verantwortlichen Politiker, aber z.B. auch die Polizei-
gewerkschaften und ihre Funktionäre sind aufgefordert, diese Herausforderung aufzunehmen. 
In unregelmäßigen Abständen, aber relativ beständig, wird (nicht nur, aber auch) in Deutsch-
land ein (zusätzlicher) Bedarf an innerer Sicherheit attestiert – interessanterweise meist von 
denen, die für diese Sicherheit verantwortlich sind. Die dabei gebetsmühlenartig vorgetrage-
nen Forderungen nach Gesetzesverschärfungen greifen auf Argumente zurück, die ebenso alt 
wie rhetorisch sind und auf der unbestimmt vorhandenen Angst der Bürger aufbauen, die sie 
damit für politische oder Standesinteressen ausbeuten. Die allgemein vorhandene Angst hat 
auch in Verbindung mit dem 11. September 2001 und den Nachfolgeereignissen dazu geführt, 
dass der Staat als Ordnungsmacht wieder entdeckt wird: Er soll den Schutz von Leib und Le-
ben gewährleisten. Also mehr Geld, mehr Personal, mehr Befugnisse für Polizei und Geheim-
dienste. Rasterfahndung nach "Schläfern" und Lauschangriffe gegen Unverdächtige, die viel-
leicht einen Verdächtigen kennen. Mehr von allem also, was Halt und Trost verspricht und 
somit Alpträume vertreibt.  
Der ehemalige Bundesinnenminister Schily hat von einem „Grundrecht auf Sicherheit" ge-
sprochen. Die Frage ist jedoch, ob es so etwas gibt oder geben kann. 1982 sprach Josef I-
sensee von den "Schutzpflichten des freiheitlichen Verfassungsstaates". Er stellte damals der 
liberalen Maxime "Im Zweifel für die Freiheit" die These entgegen: "Im Zweifel für die Sicher-
heit" – so, wie dies heute wieder geschieht. In Grundgesetz selbst gibt es kein Grundrecht auf 
Sicherheit. Wer könnte sich auf ein solches Recht, wenn es es denn gäbe, berufen? Innere 
Sicherheit wird als die Bedingung der Möglichkeit von Freiheit betrachtet – eine Argumentati-
on, die uns heute immer wieder entgegen kommt: Erst die Sicherheit, dann die Freiheit; mit 
der Begründung, ohne Sicherheit könne es keine Freiheit geben. Hobbes war (im 17. Jahr-
hundert)  davon überzeugt, dass einzig das Gewaltmonopol des absolutistischen Staates im-
stande ist, die blutigen religiösen Bürgerkriege dieser Zeit zu befrieden. Nicht umsonst galt 
Hobbes die Fähigkeit, den "Krieg aller gegen alle" zu beenden, als der entscheidende Grund 
für den Gesellschaftsvertrag. Gilt dies aber heute noch oder vielleicht heute vor dem Hinter-
grund von terroristischen Bedrohungen und anderen Herausforderungen wieder? Gibt es eine 
allumfassende "Staatsaufgabe Sicherheit", aus der man die Gesamtheit der grundrechtlichen 
Schutzpflichten ableiten kann? Grundrechte sind von ihrer Struktur und ihrer Geschichte her 
Rechte des Einzelnen gegen den Staat und Abwehrrechte gegen Übergriffe der öffentlichen 
Gewalt. Das müssen sie auch bleiben, auch und gerade in Zeiten, in denen der Staat tatsäch-
liche oder unterstellte Bedrohungen bemüht, um Bürgerrechte einzuschränken.   
In der aktuellen sozialwissenschaftlichen Diskussion um die Verfasstheit einer Gesellschaft 
wird immer deutlicher, dass die Gesellschaft, die Gemeinde und die Nachbarschaft und nicht 
der Staat als abstraktes Gebilde die entscheidenden Ansatzpunkte sind, wenn es um innere 
Sicherheit und Verbrechensfurcht geht. Auf der Suche nach den Faktoren, die Kriminalität und 
Verbrechensfurcht gleichermaßen zu reduzieren geeignet sind, sind zwei Begriffe geprägt 
worden: Die „soziale Integration“ und etwas, was als „collective efficacy“ bezeichnet wird: eine 
besondere Form sozialen Kapitals41. Soziale Integration soll das Ausmaß sozialer Bindung 
(Verbindungen, Vernetzung) bezeichnen. Collective efficacy kann man verstehen als gemein-
same bzw. gemeinschaftliche Wirkkraft und die Fähigkeit, Ziele durchzusetzen bzw. die Be-
reitschaft, z.B. für das Verhalten von Jugendlichen in der Nachbarschaft Verantwortung zu 
übernehmen oder Reziprozität von sozialen Beziehungen zu praktizieren. Menschen sind eher 
in einer homogenen Nachbarschaft bereit zu intervenieren und sich zu engagieren als in einer 
heterogenen oder anomischen. Die spannende Frage ist, ob und wie man diese „collective 
efficacy“ konstruieren kann. Gegenwärtig versucht man es in Deutschland wie schon vor län-
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gerer Zeit in den USA mit dem, was man als „Kommunale Kriminalprävention“ bezeichnet. 
Neben konstruktiven, demokratischen Ansätzen, die auch Randgruppen einbeziehen, gibt es 
auch eher absurde Entwicklungen: In Bayern wurde eine „Sicherheitswacht“ aus „interessier-
ten“ (woran?) Nachbarn gegründet, die ähnlich wie die Nachtwächter im Mittelalter nachts 
durch die (leeren) Strassen patrouillieren sollten, um Straftäter und Gestalten den Nacht zu 
entdecken (Lustig 1996). Nach wenigen Monaten musste das Projekt eingestellt werden: Es 
passierte nicht mehr und nicht weniger als zuvor (nämlich kaum etwas), und somit wurde es 
den Nachtwächtern der Moderne zu langweilig.  
Einer der beständigen Kritiker des Null-Toleranz-Ansatzes, Frank Zimring, hat zuletzt darauf 
hingewiesen, dass das Risiko für einen amerikanischen Schüler, auf dem Schulweg Opfer 
eines Tötungsdeliktes zu werden, fünfmal höher ist als in der Schule selbst42. Dennoch steht 
das Thema „Gewalt in der Schule“ in den USA ebenso im Vordergrund wie bei uns. In einer 
von uns 2004 durchgeführten Befragung von über 4.000 Bochumer Schülerinnen und Schü-
lern zeigte sich, dass trotz geringer eigener Gewalterfahrung43 über ein Drittel der Befragten 
Angst davor hat, im Bereich des öffentlichen Nahverkehrs Opfer einer Straftat zu werden. Im 
Gegensatz zur realen Gewalterfahrung ist die Angst vor Gewalt stark ausgeprägt. Auch hier 
zeigt sich also die besondere Ängstlichkeit der Deutschen, die sich offensichtlich durch alle 
Altersgruppen hinweg nachweisen lässt und in letzter Zeit besonders auch Jugendliche er-
fasst. Dass sich hier Parallelen zu allgemeinen gesellschaftlichen und Zukunftsängsten auf-
zeigen lassen, wurde längst diskutiert. Was fehlt sind die daraus zu ziehenden Konsequen-
zen: Statt Null Toleranz für Randgruppen und Minderheiten sollte zuoberst auf der politischen 
Agenda Null Toleranz für Wirtschaftsstraftäter stehen. Leider ist die Lobby der Randgruppen 
noch immer wesentlich schwächer als die der Wirtschaftsvertreter. Dabei könnte eine ge-
meinsame gesellschaftliche Aktion gegen die Ausbeutung durch Wirtschaftsstraftäter, Hedge-
Fonds-Betreiber und andere Heuschrecken eben den sozialen Zusammenhalt in der Gesell-
schaft herstellen, der sich als kriminalpräventiv für Alltagskriminalität erwiesen hat. Dann 
müsste man auch nicht monokausal verblendet glauben, dass es einen Zusammenhang zwi-
schen Fernsehkonsum und Kriminalität gäbe, sondern man könnte wissenschaftlich seriös 
sich mit multiplen Erklärungsansätzen beschäftigen, die sicherlich nicht so einfach und einfäl-
tig sind wie die als Lösung programmierten Null-Toleranz-Ideen.  
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